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Wo stehen wir – wie geht es weiter?«
Wissenschaftliche Tagung »25 Jahre Deutsche Einheit: 

Wissenschaftliche Tagung »25 Jahre Deutsche 
Einheit: Wo stehen wir – wie geht es weiter?«
am 8. Oktober 2015, 09:00 Uhr bis 17:00 Uhr

Begrüßung und Einführung
Prof. Dr. Marcel Thum
Geschäftsführer der ifo Niederlassung Dresden

»Konvergenz oder Holländische Krankheit?«
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Werner Sinn
Präsident des ifo Instituts

»Der ostdeutsche Arbeitsmarkt: Erfolge und 
Herausforderungen«
Prof. Michael C. Burda
Direktor des Instituts für Wirtschaftstheorie 
an der Humboldt-Universität zu Berlin

»Lebenszufriedenheit in Ostdeutschland«
Prof. Dr. Gert Wagner
Vorstandsmitglied des Deutschen Instituts für Wirtschafts-
forschung, Berlin

»Politik in Ostdeutschland – Besonderheiten und 
Anpassungsprozesse«
Prof. Dr. Astrid Lorenz
Lehrstuhl Politisches System der Bundesrepublik Deutsch-
land/Politik in Europa an der Universität Leipzig

»Ostdeutschlands demographische Entwicklung: 
Vorreiter oder Verlierer?«
Dr. Reiner Klingholz
Direktor des Berlin-Instituts für Bevölkerung und Entwicklung

»25 Jahre Deutsche Einheit: Eine kritische Sicht aus 
politischer Perspektive«
Prof. Dr. Georg Milbradt
Ministerpräsident a.D. und Technische Universität Dresden

Am 3. Oktober 2015 wurde der 25. Jahrestag der deut-
schen Wiedervereinigung gefeiert. Das Ende der Teilung er-
öffnete große Chancen und neue Entwicklungsmöglich
keiten. Heute zeigen sich enorme Fortschritte, die bei der 
Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Lebensbe-
dingungen erreicht wurden. Aber nicht alle anfänglichen Er-
wartungen konnten erfüllt werden.

Anlässlich dieses Jubiläums veranstaltete das ifo Institut 
eine wissenschaftliche Tagung, die die wichtigsten Aspekte 
der wirtschaftlichen Entwicklung in den ostdeutschen Bun-
desländern seit 1991 nachzeichnete, Erfolge und Misserfol-
ge auf dem jeweiligen Gebiet bilanzierte und Perspektiven 
für die Zukunft aufzeigte. Einige Beiträge, die sich auf die 
Vorträge der Tagung beziehen, sind hier im Anschluss ver-
öffentlicht.

Vortrag Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Werner Sinn

Vortrag Prof. Dr. Georg Milbradt
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europäische Fiskalunion?1

Was lehrt uns die deutsche Vereinigung für die

Die deutsche Vereinigung war ein Glücks­
fall der Geschichte, und sie war ihren Preis 
wert. Die Regierungen von Helmut Kohl, 
George Bush und Michail Sergejewitsch 
Gorbatschow haben gegen vielfachen 
europäischen Widerstand eine geschicht­
liche Großtat vollbracht. Ohne Blutvergie­
ßen verabschiedete sich das kommunis­
tische Regime aus der Geschichte, und 
die neuen Bundesbürger konnten an der 
Freiheit und am Wohlstand ihrer west­
deutschen Landsleute teilhaben. 

Viele denken nun, dass man Europa nach 
dem gleichen Muster vereinigen könne. 
Der französische Staatspräsident 
François Hollande und sein junger Wirt­
schaftsminister Emmanuel Macron for­
dern seit dem Sommer mit Macht eine 
Fiskalunion mit einem gemeinsamen Bud­
get, einer Vergemeinschaftung der Alt­
schulden, einem gemeinsamen Finanzmi­
nister und einem gemeinsamen Parla­
ment. Dieser Vorstoß kommt insbeson­
dere in Brüssel und Südeuropa gut an, da 
er scheinbar eine Lösung der vielfältigen 
Strukturprobleme und der zum Teil hoff­
nungslosen Überschuldung dieser Län­
der verspricht. Doch ganz so überzeu­
gend, wie es auf den ersten Blick schei­
nen mag, sind die Argumente für eine 
Übertragung des deutschen Beispiels auf 
Europa nicht, denn Deutschland hat sich 
für einen besonders teuren und ökono­
misch bedenklichen Vereinigungsweg 
entschieden, der die Entwicklung der 
neuen Bundesländer unnötig verlangsamt 
hat. Eine Übertragung dieses Weges auf 
die europäische Währungsunion ist we­
der möglich noch erstrebenswert.

Zunächst einmal fehlt für eine Wiederho­
lung des Experiments in Europa das Zu­
sammengehörigkeitsgefühl, wie es inner­
halb einer Nation vorhanden ist. Weder in 
Frankreich noch in anderen Ländern ist 
der Wille erkennbar, den echten Versiche­

rungsvertrag auf Gegenseitigkeit zu grün­
den, den ein gemeinsames Staatswesen 
impliziert. Wie die Geschichte der USA 
und der Schweiz beweisen, gehört zu ei­
nem solchen Versicherungsvertrag zwin­
gend ein gemeinsames Machtzentrum in 
Form einer Regierung nebst Armee, Poli­
zeigewalt und Justiz, das dem Staat nach 
innen und außen die nötige Autorität ver­
schafft. An die dafür erforderliche Aufgabe 
an Souveränität ist insbesondere von fran­
zösischer Seite gar nicht zu denken. 

Vor allem kommt eine Wiederholung der 
deutschen Fiskalunion auf europäischer 
Ebene schon deshalb nicht in Betracht, 
weil sie extrem teuer wäre. Das zeigt ein 
Blick auf die Größe der von Einkom­
menstransfers betroffenen Bevölke­
rungsgruppen. In Deutschland mussten 
79 Westdeutsche 21 Ostdeutsche mit­
finanzieren. Bei einer Vereinigung der Eu­
rozone müssten je 62 Personen in den 
noch halbwegs gesunden Ländern 
38 Personen in den fünf Krisenländern 
Südeuropas mitfinanzieren. In den Ge­
berländern wäre die Last pro Kopf unter 
sonst gleichen Voraussetzungen mehr 
als doppelt so groß wie bei der deut­
schen Vereinigung. Und würde man gar 
Frankreich selbst mit zu den Empfänger­
ländern rechnen, wäre die Last gar fünf 
Mal so groß. 

Nach Berechnungen des ifo Instituts flie­
ßen noch immer jährlich Mittel im Umfang 
von netto etwa 70 Mrd. Euro von West­
deutschland nach Ostdeutschland. In der 
Summe aller Jahre dürften die Finanz­
transfers bis heute bei etwa 1 750 Mrd. 
Euro gelegen haben, was 27 900 Euro 
pro Westdeutschen entspricht. Rechnet 
man diese Zahlen bei gleichen Pro-Kopf-
Transfers hoch, käme man bei einer eu­
ropäischen Vereinigung über 25 Jahre ge­
rechnet auf 13 800 Mrd. Euro, was sich 
bei den noch gesunden Ländern der Eu­
rozone auf 66 000 Euro pro Kopf belaufen 
würde. Gut, vielleicht ist Südeuropa pro­
duktiver als die neuen Bundesländer, so 
dass man nicht gar so viel Geld benötigen 
würde. Dennoch wird man mit erdrücken­
den Zahlungsverpflichtungen rechnen 
können, zumal ja Frankreich selbst mit zu 
den Empfängerländern zählen könnte. 

 *	 Gerlinde Sinn ist Wirtschaftswissenschaftlerin 
und lehrt an der Ludwig-Maximilians-Universität 
München.

 **	 Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Werner Sinn ist Prä­
sident des ifo Instituts und Professor für National­
ökonomie und Finanzwissenschaft an der Lud­
wig-Maximilians-Universität München.

 1	 Auch erschienen unter dem Titel »Die deutsche Ver­
einigung als Vorbild für Europa?« in der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung, 2. Oktober 2015, S. 22.

Gerlinde Sinn*

Hans-Werner Sinn**
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Nun könnte man meinen, bei den im Rahmen einer Fiskal­
union von Frankreich verlangten Geldtransfers werde es sich 
nur um vorübergehende Ausgaben handeln, um eine Hilfe 
zur Selbsthilfe, die die derzeit kriselnden Länder in die Lage 
versetzt, sich auf absehbare Zeit wieder selbst zu finanzie­
ren. Doch auch für eine solche Sicht bietet das deutsche 
Beispiel wenig Anhaltspunkte, denn der Mittelfluss führt zu 
Gewöhnungs- und Lähmungseffekten, die die reale Konver­
genz der Wirtschaftsleistung verhindern. 

So ist die wirtschaftliche Konvergenz zwischen Ost- und 
Westdeutschland bereits zu Mitte der 1990er Jahre zum 
Stillstand gekommen. Seit 1995 wuchs das BIP der neuen 
Länder nicht mehr schneller, sondern langsamer als das der 
alten Länder. Während das BIP in den alten Ländern von 
1995 bis 2015 um 30% zulegte, stieg es in den neuen Län­
dern nur um 23%. 

Dass, wie Abbildung 1 zeigt, das nominale BIP je Kopf in 
den neuen Ländern von 1995 bis 2013 gleichwohl noch von 
67% des Westniveaus auf 71% anstieg, lag allein an der 
unterschiedlichen Bevölkerungsentwicklung. Immerhin sind 
in den 19 Jahren vom Beginn des Jahres 1995 bis zum En­
de des Jahres 2013 nochmals netto knapp 800 000 Men­

schen von Ost- nach Westdeutschland abgewandert, nach 
700 000 in den Jahren davor.

Bezieht man das Bruttoinlandsprodukt statt auf die Bevöl­
kerungszahl auf die Beschäftigung, so errechnet sich zwar 
eine höhere Konvergenz. Das ist jedoch kein sonderlich re­
levantes Maß, weil sich die so gemessene betriebliche Ar­
beitsproduktivität durch Lohnerhöhungen und die damit ein­
hergehende Eliminierung minderproduktiver Arbeitsplätze 
jederzeit in nahezu beliebige Höhen treiben lässt. 

In Wahrheit ist es um die Konvergenz der Wirtschaftsleistung 
noch wesentlich schlechter bestellt. Man muss nämlich be­
denken, dass das BIP der neuen Länder auch die Wirt­
schaftsleistung Westberlins umfasst. Bereinigt man den 
Konvergenzwert um den Effekt Westberlins, indem man das 
exkommunistische Gebiet dem Gebiet der Bundesrepublik 
einschließlich Westberlins gegenüberstellt, kommt man für 
das Jahr 2013 im Osten nur auf ein BIP je Kopf von 66% 
des Westniveaus. 

Ferner sollte man bedenken, dass das BIP im Osten durch 
die Lohnangleichung im Staatssektor künstlich aufgebläht 
wurde. So liegt das privat erzeugte ostdeutsche BIP je Kopf 
nur bei 62% des Westniveaus. Das ist wahrlich kein Anlass, 

über eine gelungene Konvergenz 
zu jubilieren. 

Allein der Lebensstandard der Be­
völkerung in den exkommunisti­
schen Gebieten hat sich inzwi­
schen zufriedenstellend entwi­
ckelt. Das wird durch die Kurve 
des verfügbaren Einkommens je 
Kopf dargestellt, die im Jahr 2013 
einen Endwert von 82% des West­
niveaus erreichte. Bedenkt man, 
dass die Preise im Osten noch um 
ca. 8% niedriger als im Westen lie­
gen dürften, ergibt sich in realer 
Rechnung sogar eine Konvergenz 
des Lebensstandards auf 89% 
des Westniveaus. Dies ist zum Teil 
das Ergebnis eines progressiven 
Steuersystems, das automatisch 
zu einer Umverteilung von West 
nach Ost führt. Es ist aber auch 
auf die Transfers durch den ge­
meinsamen Bundesetat, den So­
lidarpakt II und das Rentensystem 
zurückzuführen. 

Den Effekt des staatlichen Renten­
systems erkennt man an den bei­
den oberen Kurven des Dia­
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gramms. Nominal stehen die Renten je Rentenbezieher in 
Ostdeutschland derzeit bei 118% des Westniveaus und re-
al gar bei 128%. Diese Werte sind auf die großzügige Über-
führung der Ost-Biographien in das westdeutsche Renten-
system zurückzuführen, wodurch insbesondere auch die 
langen und ungebrochenen Erwerbsbiographien Berück-
sichtigung fanden. Zur Konvergenz des real verfügbaren 
Einkommens pro Einwohner hat zusätzlich die hohe Frauen
erwerbstätigkeit in den neuen Ländern beigetragen, weil sie 
die Zahl der Rentenbezieher vergrößert hat. Die hohen staat-
lichen Renten kompensieren für die im Osten meistens feh-
lende private Altersvorsorge. 

Was ist der Grund für die fehlende Konvergenz bei der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit? Nach unserer Meinung liegt 
er in der überaus raschen Lohnangleichung. Zu dieser 
Angleichung kam es, weil westdeutsche Arbeitgeberverbän-
de und westdeutsche Gewerkschaften Niederlassungen in 
Ostdeutschland gründeten, die dann, noch vor der Privati-
sierung der Treuhandbetriebe, stellvertretend für die Ost-
deutschen langfristige Lohnverhandlungen durchführten. 
Die vom Westen gesteuerten Verbände forderten die Lohn-
angleichung, um ihre eigenen Arbeitsplätze davor zu schüt-
zen, dass sich internationale Investoren der ostdeutschen 
Betriebe bemächtigen und der westdeutschen Industrie mit 
neuen Verfahren und neuen Produkten eine Niedriglohnkon-
kurrenz bereiten würden. Wenn die Japaner kommen woll-
ten, so die heimliche Devise, dann sollten sie gefälligst auch 
westdeutsche Löhne zahlen. 

Die Folge der Stellvertreter-Lohnverhandlungen war, dass 
die Stundenlohnkosten wesentlich schneller als die gesamt-
wirtschaftliche Arbeitsproduktivität im Sinne des BIP pro 
Kopf anwuchsen. Durch die Eins-zu-Eins-Währungsumstel-
lung sprangen die relativen Stundenlohnkosten zunächst 
von 7% auf 30% des Westniveaus; danach wurden sie durch 
die Lohnverhandlungen auf mittlerweile 78% des Westni-
veaus und damit weit über den Wert von 62% hinaus ge-
schoben, der die wahre Konvergenz der privaten Wirtschaft 
misst. Es ist allzu verständlich, dass die internationalen In-
vestoren, die schon mit den Hufen gescharrt hatten, ihre 
Pläne unter diesen Umständen revidierten und nun doch 
nicht mehr kommen wollten. Sony hat selbst das einst am 
Potsdamer Platz in Berlin geplante Headquarter für seine 
Europageschäfte inzwischen wieder geräumt. 

So ist es nun einmal. Investitionen ziehen zwar Lohnsteige-
rungen nach sich, weil sie die Arbeitsnachfrage steigern, 
doch können die Löhne den Investitionen nicht vorauseilen, 
weil die Investoren dann gar nicht mehr kommen. Wie bei 
der Drehtür am Flughafen kommt man nur mäßigen Schrit-
tes hindurch; wenn man drängelt, bleibt die Tür stehen. 

Nur durch massive Steuervergünstigungen konnte trotz der 
Lohndrängelei ein gewisses Maß an neuer wirtschaftlicher 

Aktivität angeregt werden. Die steuerlichen Subventionen 
betrugen vielfach mehr als 100% der vom Markt verlangten 
Kapitalkosten, denn die tatsächlichen Kapitalkosten wurden 
durch die Subventionen in den negativen Bereich gedrückt. 
Das regte zwar Investitionen in kapitalintensive Wirtschafts-
zweige und in Immobilien an, doch entstanden dort nur we-
nige Arbeitsplätze. 

So gingen drei Viertel der Industriearbeitsplätze der DDR 
ersatzlos verloren. Während im Verarbeitenden Gewerbe der 
DDR zur Zeit der Wende 4,08 Millionen Personen beschäf-
tigt waren, zählt man in den neuen Bundesländern inklusive 
Westberlins heute nur noch 990 000. Auf dem Gebiet der 
Ex-DDR, also ohne Westberlin, dürfte sich die Zahl der ost-
deutschen Stellen im Verarbeitenden Gewerbe auf etwa 
920 000 belaufen. Viele neue Arbeitsplätze entstanden zwar 
im Bau und im Dienstleistungssektor, also in Bereichen, die 
dem internationalen Wettbewerb weniger stark ausgesetzt 
sind. Dennoch lag die Arbeitslosenquote in den neuen Län-
dern (einschließlich Berlin) bis 1995 bei etwa 15%. Erst in 
letzter Zeit hat sich diese Quote – nicht zuletzt durch Ab-
wanderung und Frühverrentung – auf 9,0% gesenkt. Auch 
das ist immer noch deutlich mehr als in Westdeutschland, 
wo die Quote derzeit bei 5,8% liegt. 

Mit der Sozialunion, die im Sommer des Jahres 1990 zwi-
schen West- und Ostdeutschland geschlossen und dann 
durch den Einigungsvertrag verfestigt wurde, hat man die 
Konsequenzen der Massenarbeitslosigkeit durch Sozial
transfers abgefedert. Eine besondere Rolle spielte dabei die 
Arbeitslosenhilfe, jenes zweite Arbeitslosengeld, das nach 
dem Auslaufen der Bezugsdauer für das erste Arbeitslosen-
geld damals unbefristet – notfalls bis zum Rentenalter – ge-
währt wurde. 

Die Sozialtransfers haben aber nicht nur die Not der Arbeits-
losen gemindert, sondern umgekehrt auch selbst Arbeits-
losigkeit erzeugt, weil sie als Lohnersatzeinkommen zugleich 
Mindestlöhne definierten, unter denen die Arbeitnehmer der 
neuen Länder verständlicherweise nicht bereit waren zu ar-
beiten. Man kann es niemandem verdenken, wenn er nicht 
bereit ist, für weniger zu arbeiten, als der Staat bereits ohne 
Arbeit zur Verfügung stellt. Die durch die Stellvertreter-Lohn-
verhandlungen künstlich aufgeblähten Löhne wurden auf 
diese Weise dauerhaft verfestigt. So gesehen halfen die So-
zialtransfers, ein stagnierendes Gleichgewicht zu erzeugen, 
bei dem das Potenzial, das eine funktionierende Marktwirt-
schaft eröffnet, nicht ausgenutzt wird.

Ostdeutschland hat damit den Vorsprung verspielt, den es 
gegenüber den anderen Ex-Comecon-Ländern beim Eintritt 
in die EU hatte. Da die anderen Länder erst um das Jahr 
2005 der EU beitraten, hätte man bei der Integration in den 
westeuropäischen Markt mit 300 Millionen Konsumenten 
einen Vorsprung von eineinhalb Jahrzehnten nutzen können. 
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Mit einer Niedriglohnstrategie, verknüpft mit entsprechenden 
Eigentumsrechten am ehemals volkseigenen Vermögen, wie 
wir es damals in unserem Buch »Kaltstart« gefordert hatten, 
hätte man ein Wirtschaftswunder ähnlich wie in Irland er­
zeugen und sich für neue Produkte und mit neuen Firmen 
eine Marktposition erarbeiten können. Neues Kapital wäre 
in Ostdeutschland investiert worden und hätte die Nachfra­
ge nach Arbeitskräften steigen lassen. So hätten die Ge­
werkschaften dauerhaft höhere Löhne durchsetzen können, 
ohne die Wettbewerbsfähigkeit zu senken, vermutlich hö­
here Löhne, als heute gezahlt werden. 

Das Wanderungsargument, das damals immer wieder ge­
gen eine andere Lohnstrategie vorgebracht wurde, hat nicht 
viel getaugt. Es wäre besser gewesen, die neuen Bundes­
bürger im Westen arbeiten zu lassen, statt sie im Osten in 
einer erzwungenen Arbeitslosigkeit zu finanzieren. Ange­
sichts der von der Bundeskanzlerin aktuell bekundeten Fä­
higkeit Deutschlands, Millionen von Flüchtlingen aus wenig 
entwickelten Ländern in den Arbeitsmarkt zu integrieren, 
wirkt dieses Argument im Nachhinein weit hergeholt. Im Üb­
rigen sind ja, wie erwähnt, insgesamt eineinhalb Millionen 
Menschen per saldo gen Westen gezogen. Ohne die künst­
lich betriebene Lohnkonvergenz hätte es vermutlich deutlich 
mehr Jobs im Osten und vielleicht sogar weniger Wanderung 
gegeben.

Als Gerhard Schröder im Jahr 2004 mit seiner Agenda 2010 
auf die Notbremse trat und insbesondere in den neuen Län­
dern die Lohnskala nach unten hin öffnete, indem er die 
Arbeitslosenhilfe abschaffte und eine um einen Lohnzu­
schuss ergänzte Sozialhilfe – das heutige Arbeitslosengeld II 
– an ihre Stelle setzte, war es für die Eroberung der west­
europäischen Märkte zu spät. So segensreich sich die Agen­
da 2010 für den deutschen Arbeitsmarkt insgesamt ausge­
wirkt hat, sie konnte nichts daran ändern, dass viele natio­
nale und internationale Investoren über die neuen Bundes­
länder hinweg gleich nach Polen, Ungarn, Tschechien oder 
die Slowakei sprangen, wenn sie ihre Kapazitäten ausweiten 
wollten. 

Die neuen Bundesländer werden noch lange Zeit unter dem 
Phänomen der »Holländischen Krankheit« leiden. Holland 
hatte in den 1960er Jahren Gas gefunden und wurde durch 
den Gasverkauf reich. Mit den Einnahmen aus dem Gasver­
kauf im Ausland wurden die Löhne im Staatssektor und in 
der Energiewirtschaft kräftig erhöht. Das belebte die Bin­
nensektoren und die Importe, unterminierte jedoch die Wett­
bewerbsfähigkeit der Exportwirtschaft, die wegen der Kon­
kurrenz am Arbeitsmarkt gezwungen war, die höheren Löh­
ne ebenfalls zu zahlen. Erst als mit dem Wassenaar-Abkom­
men von 1982 und wegen des Rückgangs der Gasextrak­
tion eine Lohnmoderation einsetzte, konnte sich die 
Wirtschaft allmählich wieder berappeln. Die neuen Bundes­
länder haben zwar kein Gas verkauft, doch die Geldtransfers 

aus dem Westen hatten und haben die Implikation, ein Le­
ben mit Löhnen oberhalb der eigenen Produktivität und da­
mit oberhalb des Wettbewerbsniveaus zu ermöglichen. 

Heute tritt die Holländische Krankheit in ganz Südeuropa 
auf, denn was in Holland das Gas und in den neuen Ländern 
die Transfers waren, waren die Niedrigzinskredite, die der 
Euro dort bot. Ob eine Volkswirtschaft von außen Geld in 
Form von Geschenken oder als Erlös aus dem Verkauf von 
Gas oder Schuldscheinen erhält, ist letztlich einerlei. In je­
dem Fall macht es dieses Geld möglich, nicht wettbewerbs­
fähige Lohnstrukturen aufrechtzuerhalten, sich also einen 
Lebensstandard zu leisten, der über der Produktivität des 
Standortes liegt. Die Folge sind überhöhte Preise und ein 
Verlust der Wettbewerbsfähigkeit. 

Angela Merkel hatte die Chance, Griechenland am Morgen 
nach der Ablehnung der Troika-Vorschläge beim Referen­
dum Austrittsverhandlungen anzubieten und das Land von 
der Holländischen Krankheit zu befreien. Sie hat diese Chan­
ce nicht genutzt, sondern sich stattdessen vom französi­
schen Staatspräsidenten François Hollande in eine weitere 
Verhandlungsrunde mit der griechischen Führung hineinzie­
hen lassen. Die nun von Hollande verlangte Fiskalunion ist 
die logische Implikation dieses Weges, eines Weges, der 
nicht nur die Massenarbeitslosigkeit in Südeuropa perpetu­
iert, sondern auch die Belastung der Steuerzahler der bis­
lang noch halbwegs gesunden Staaten Europas und den 
daraus erwachsenden politischen Kollateralschaden für Eu­
ropa maximiert. 
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Sorgen und Zufriedenheiten zwischen Ost- und 
Westdeutschland?

25 Jahre nach der Wende: Gibt es noch Unterschiede bei

In diesem Beitrag wird die Entwicklung der 
selbstberichteten durchschnittlichen Le-
benszufriedenheit und des Grads der sub-
jektiv wahrgenommenen Sorgen in Ost- 
und Westdeutschland seit dem Wiederver-
einigungsjahr 1990 dargestellt. Die Empirie 
beruht auf dem Sozio-oekonomischen Pa-
nel (SOEP), einer seit 1984 in West-
deutschland (und seit Juni 1990 in Ost-
deutschland) laufenden bevölkerungsre-
präsentativen Erhebung, die unter dem 
Dach der Leibniz-Gemeinschaft am Deut-
schen Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW), Berlin, angesiedelt ist und deren 
Feldarbeit durch TNS Infratest Sozialfor-
schung (München) durchgeführt wird (vgl. 
Wagner et al. 2007; www.leibniz-soep.de).

Es werden sowohl die Ergebnisse stan-
dardisiert erhobener Sorgen und Zufrie-
denheiten in verschiedenen Lebensberei-
chen dargestellt1, als auch erste Ergebnis-
se einer Analyse von Klartexten präsen-
tiert, die im SOEP als methodische Inno-
vation erfragt werden.2 

Sorgen

Mit dem SOEP werden seit 1984 neben 
objektiven Indikatoren zur Lebenslage 
auch subjektive Indikatoren zum Wohlbe-
finden erhoben. Zu den negativen Kom-
ponenten des subjektiven Wohlbefindens 
werden Sorgen gerechnet. Hierzu wird im 
SOEP das Ausmaß von knapp einem Dut-
zend Sorgen um private wie öffentliche 
Lebensbereiche erfragt.3 So werden der 
Grad der Sorgen um die allgemeine wirt-
schaftliche Entwicklung, um die eigene 

 1	 Die Auswertungen in diesem Beitrag sind ein 
Update der Auswertungen von Priem und Schupp 
(2014). Die Berechnungen wurden auf Basis der 
SOEP-Version v31 durchgeführt (statt v30) und 
um Auswertungen für das Jahr 2013 und die Aus-
wertung der Sorgen um Zuwanderung ergänzt.

 2	 Eine besondere Form der Verbindung der quanti-
tativen SOEP-Erhebung mit einem »qualitativen« 
Befragungsansatz findet man auf 

	 http://www.zeit.de/feature/wiedervereini-
gung-deutschland-ost-west-mauerfall.

 3	 Vgl. für einen Überblick zur Entwicklung der Sor-
gen um öffentliche und private Bereiche Göbel et 
al. (2011). 

wirtschaftliche Situation, den Erhalt des 
Arbeitsplatzes, die Kriminalität, die Aus-
länderfeindlichkeit und den Frieden mit 
Hilfe einer Skala mit drei Ausprägungen 
erhoben (große Sorgen, einige Sorgen, 
keine Sorgen). 

Die Entwicklung der großen Sorgen (vgl. 
Abb. 1) verläuft ähnlich heterogen wie die 
Zufriedenheit mit einzelnen Lebensberei-
chen, auf die unten eingegangen wird. 
Um die eigene wirtschaftliche Situation 
und die Sicherheit ihres Arbeitsplatzes 
sind die Ostdeutschen in den letzten 
25 Jahren immer stärker besorgt gewe-
sen als ihre westdeutschen Mitbürgerin-
nen und Mitbürger. Und insgesamt ver-
laufen die Veränderungen der Sorgen in 
Ost- und Westdeutschland sehr gleich-
förmig. Leicht zu erkennen ist dies am 
Verlauf der Sorge um den Weltfrieden; 
nach der Wende ist zunächst ein Rück-
gang dieser Sorge zu verzeichnen. Dieser 
Trend wird durch die Terrorattacke im Jahr 
2001 abrupt unterbrochen, die Sorge um 
den Weltfrieden stieg in den zwei darauf-
folgenden Jahren in ganz Deutschland. 
Anschließend nahm die Sorge um den 
Weltfrieden langsam wieder ein niedrige-
res Niveau an.

Ebenfalls gleichförmig verlaufen die Sor-
gen bezüglich der allgemeinen wirtschaft-
lichen Situation. Kurz nach der Wende 
war diese in den neuen Bundesländern 
größer als in den alten Bundesländern, 
doch mit jeder konjunkturellen Schwä-
chephase schnellten beide Sorgenverläu-
fe nach oben und glichen sich an. Interes
sant ist, dass die Sorge der Ostdeutschen 
zwar in etwa so stark steigt wie die der 
Westdeutschen, Ostdeutsche in konjunk-
turellen Hochphasen jedoch stets ein hö-
heres Maß an »Restsorgen« behalten.

Ebenso war die Sorge um die Kriminalität 
Mitte der 1990er Jahre in Ostdeutschland 
zunächst weit stärker ausgeprägt als in 
Westdeutschland; sie ist im weiteren Ver-
lauf sukzessive gesunken – im Osten stär-
ker als im Westen – und weist inzwischen 
ein ähnlich niedriges Niveau auf. Außer-
dem gesunken ist Grad der Sorgen um 
die Ausländerfeindlichkeit und um die 
Umwelt, die in den 1990ern noch über 

Maximilian Priem*

Gert G. Wagner***

 *	 Maximilian Priem ist wissenschaftlicher Mitarbeiter 
am Lehrstuhl für Makrosoziologie an der FU Berlin 
und Gastwissenschaftler bei der Infrastrukturein-
richtung »Sozio-oekonomisches Panel (SOEP)« 
im DIW Berlin.

 **	 Prof. Dr. Jürgen Schupp ist Direktor des SOEP.
 ***	Prof. Dr. Gert G. Wagner für das SOEP im Vor-

stand des DIW Berlin.

Jürgen Schupp**
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der Hälfte der Bevölkerung und im Jahr 2013 nur knapp 
20% große Sorgen bereiteten. Die langjährigen Schwankun-
gen dieser drei Sorgenbereiche lassen keinen deutlichen 
Ost-West-Unterschied erkennen. 

Die Sorge um (zu viel) Zuwanderung wird erst seit 1998 er-
hoben. Man erkennt bis etwa zum Jahr 2008 einen deutli-
chen Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Situation: 
Wenn diese schlecht ist, sind auch die Sorgen um Zuwan-
derung hoch. Entsprechend sind diese Sorgen in Ost-
deutschland permanent höher als in Westdeutschland. Die 
Differenz ist freilich minimal. Nicht mit der wirtschaftlichen 
Situation ist der Anstieg der Sorgen um die Zuwanderung 
in den letzten Jahren zu erklären. Plausibler sind Befürch-
tungen, die in Folge der EU-Osterweiterung sowie der Frei-
zügigkeit südosteuropäischer Staaten eintraten. 

Zusätzlich zur Beantwortung der standartisierten Fragen ha-
ben die Befragten des SOEP die Möglichkeit, ihre sonstigen 
Sorgen als Klartext zum Ausdruck zu bringen. Die Abbildun-
gen 2a und 2b zeigen im Ost-West-Vergleich diese Klar-
textsorgen, die im SOEP 1990 angegeben wurden (vgl. 
Wagner und Goebel 2013). Die beiden Word-Clouds für 
1990 sind durchaus überraschend: In beiden Landesteilen 
wurden dieselben Begriffe am häufigsten genannt: DDR, 
Stasi, Entwicklung und Zukunft. Der Begriff »Kinderfeindlich-

keit« wurde hingegen nur in Westdeutschland häufig ge-
nannt; im Osten der Begriff »Betreuung Kinder«. Angesichts 
der großen Ähnlichkeit sonstiger Sorgen in Ost und West 
bereits vor der deutschen Vereinigung ist es wenig überra-
schen, dass sich auch im Jahr 2011 die häufigsten Begriffe 
bezüglich der »sonstigen Sorgen« im Osten wie im Westen 
Deutschlands kaum unterscheiden (nicht als Abbildung dar-
gestellt): Es sind Entwicklung, Gesundheit, Kinder und Politi
ker. Was allerdings auffällt, ist die deutlich häufigere Nennung 
von »Deutschland« im Osten. Neu hinzugekommen ist in 
beiden Landesteilen – wahrscheinlich ein Ergebnis der de-
mographischen Alterung – die gut sichtbare Häufigkeit des 
Begriffes »Gesundheit«. Und dies obwohl die standardisier-
te Frage zu den Sorgen bereits ein Item »Gesundheit« 
enthält.
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Methodische Anmerkungen sind notwendig

Bevor die Entwicklung verschiedener Lebenszufriedenheiten 
dargestellt wird, sind zwei methodische Anmerkung 
notwendig.

Seit dem Beginn der ersten Befragungswelle des SOEP im 
Jahr 1984 lautet die Frage nach der Lebenszufriedenheit im 
Allgemeinen (und analog die nach Bereichszufriedenheiten 
wie Lebensstandard, Haushaltseinkommen, Arbeit, Freizeit, 
Gesundheit und Wohnen): »Wie zufrieden sind Sie gegen-
wärtig, alles in allem, mit ihrem Leben?« Die Antwort wird 
anhand einer elfstufigen Skala von 0 (ganz und gar unzufrie-
den) bis 10 (ganz und gar zufrieden) erhoben.4 

Es ist bekannt und hochplausibel, dass Befragte sich bei 
den Antworten nicht an einem »absoluten Nullpunkt« ori-
entieren, sondern an dem, was zum Befragungszeitpunkt 
gewissermaßen maximal oder durchschnittlich möglich ist 
(vgl. Schöb et al. 2015). Das heißt, dass eine Zeitreihe der 
so ermittelten Zufriedenheiten keine Aussage über ein ab-
solutes Wohlstandsniveau und wie es sich im Laufe der 
Zeit verändert darstellt. Eine Zeitreihe stellt lediglich die 
Entwicklung der Verteilung der jeweiligen Zufriedenheiten 
dar. Wird die Verteilung als Durchschnitt der Antworten 
dargestellt, zeigt ein höherer (niedrigerer) Durchschnitt an, 
ob mehr (weniger) Menschen zum Befragungszeitpunkt 
zufrieden sind. 

Betrachtet man den zeitlichen Verlauf der durchschnittlichen 
allgemeinen Lebenszufriedenheit in Ost- und Westdeutsch-
land, muss berücksichtigt werden, dass die erfragte Lebens-
zufriedenheit stärker vom Kontext der Befragungssituation, 
sogenannten Befragungsartefakten, abhängt als die Mes-
sung »objektiver Informationen« wie zum Beispiel des Bil-
dungsniveaus (vgl. Schupp et al. 2013). Zu den möglichen 
Befragungsartefakten zählen z.B. die Jahreszeit der Befra-
gung oder wie häufig eine Person schon an der SOEP-Stu-
die teilgenommen hat. Zudem kann be
obachtet werden, dass Personen bei der 
erstmaligen Teilnahme am SOEP und Beant-
wortung der Befragung stärker als beim 
zweiten und weiteren Interview dazu tendie-
ren, den Extremwert zehn (»ganz und gar 
zufrieden«) anzugeben. Wenn Menschen al-
so sehr lange an einer Wiederholungsbefra-
gung wie dem SOEP teilnehmen, geben sie 
im Durchschnitt kleinere Zufriedenheitswerte 
an. Dieser Gewöhnungseffekt wirkt sich zwar 
von Jahr zu Jahr nur minimal aus, summiert 
sich aber, wenn Befragte wie im SOEP teil-

 4	 Die Zufriedenheitsfragen im SOEP entsprechen dem 
Konzept der kognitiven Aspekte subjektiven Wohlbe-
findens und wurden bei Gründung des SOEP von 
dem Soziologen Wolfgang Zapf als Itembatterie ein-
gebracht (vgl. Schupp 2014). 

weise schon über 30 Jahre teilnehmen (vgl. Kroh et al. 2015). 
Insbesondere dann, wenn winzige Unterschiede von Nach-
kommastellen durchschnittlicher Zufriedenheiten interpre-
tiert werden (was allein aufgrund des Zufallsfehlers von 
Stichproben problematisch ist, aber oft geschieht), ist diese 
Korrektur wichtig.

Um diesen Effekt in der deskriptiven Analyse der Lebenszu-
friedenheitsverläufe in Ost- und Westdeutschland zu berück-
sichtigen, wurden in diesem Bericht die mittleren allgemei-
nen Lebenszufriedenheiten mit Hilfe einer in der SOEP-Grup-
pe am DIW Berlin entwickelten Methode korrigiert. Dabei 
werden in einer Regressionsschätzung alle potenziellen 
Messartefakte quantifiziert und anschließend jedem Befra-
gungsdatenpunkt so zugewiesen, als hätten die Personen 
die Frage zum ersten Mal, im Mai eines Jahres und in einem 
Interview mit »Papier und Bleistift« beantwortet. 

Lebenszufriedenheiten

Die Darstellung der allgemeinen Lebenszufriedenheit (vgl. 
Abb. 3) zeigt, dass unmittelbar nach der Wiedervereinigung 
im Jahr 1991, als bereits die damit verbundenen Probleme 
vor allem am Arbeitsmarkt erkennbar wurden, die Lebens-
zufriedenheit in Ostdeutschland deutlich niedriger war als in 
Westdeutschland. Die Angleichung der Lebenszufriedenheit 
verlief dann während der 1990er Jahren durchaus zügig, 
um dann in den letzten 15 Jahren immer langsamer voran-
zuschreiten. Hinzu kommt, dass sich in Deutschland die 
Zufriedenheit auf einem Allzeithoch befindet; in West-
deutschland hat man das Zufriedenheitsniveau von 1984 
erreicht, und in Ostdeutschland wurden noch nie so hohe 
Werte der allgemeinen Lebenszufriedenheit gemessen.

Der Ost-West-Unterschied ist 2014 nach wie vor erkennbar 
und – obwohl er nicht groß erscheint – statistisch signifikant. 
Ob es sich dabei um strukturelle Unterschiede handelt, die 
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auch in Westdeutschland in bestimmten Re-
gionen zu höherer Unzufriedenheit führen 
(insbesondere infolge von Arbeitslosigkeit), 
oder diese Differenz auf soziodemographi-
sche Merkmale, wie Alter, Familienstand 
oder Haushaltstyp zurückzuführen sind, oder 
ob es einen nicht näher identifizierbaren 
»Ost-Effekt« gibt, wird mit Hilfe multivariater 
Regressionsanalysen untersucht (vgl. Priem 
und Schupp 2014, S. 1007). Dabei wird als 
abhängige Variable das jeweilige Niveau der 
allgemeinen Lebenszufriedenheit für sozio-
demographischen Kovariate sowie für meh-
rere Perioden errechnet. Darüber hinaus 
wurde der jeweilige Wohnort in Ost- oder 
Westdeutschland berücksichtigt, so dass 
der entsprechende »Ost-West-Indikator« als 
verbleibendes Ausmaß an nicht näher erklär-
barer Ost-West-Divergenz interpretiert wer-
den kann. Im Jahr 1992, kurz nach der Wen-
de, hatte es einen negativen mittleren Effekt 
von fast einem Punkt auf der elfstufigen Le-
benszufriedenheitsskala, wenn die befragte 
Person in den neuen Bundesländern lebte. 
Zehn Jahre später, im Jahr 2002, hatte sich 
dieser Effekt halbiert. Im Jahr 2013 betrug 
dieser negative Nettoeffekt nur noch 
0,14 Punkte. Trotz dieses Trends zur Anglei-
chung, indiziert der signifikante Ost-Effekt, 
dass der Angleichungsprozess bezüglich der 
allgemeinen Lebenszufriedenheit noch im-
mer nicht abgeschlossen ist. 

Auch ein Blick auf die Verläufe der Zufrie-
denheiten in einzelnen Lebensbereichen 
verdeutlicht, dass der Angleichungsprozess 
der Lebensverhältnisse nicht in allen Lebensbereichen in 
gleicher Weise verläuft und der Angleichungsprozess zwi-
schen Ost und West anhält (vgl. Abb. 4). Die Zufriedenhei-
ten mit dem Haushaltseinkommen und dem Lebensstan-
dard in Ostdeutschland konnten in den letzten 25 Jahren 
noch nicht das westdeutsche Niveau erreichen, obwohl 
sich die Abstände, ähnlich der allgemeinen Lebenszufrie-
denheit, in den letzten Jahren kontinuierlich verringert ha-
ben. Dass sich ein Trend ändern kann, zeigt das Beispiel 
der Zufriedenheit mit der Arbeit. Bis vor sechs Jahren wa-
ren Ostdeutsche unzufriedener mit der Arbeit. Inzwischen 
näherten sich die Mittelwerte so sehr an, dass sie seit dem 
Jahr 2009 nicht mehr statistisch voneinander unterscheid-
bar sind. Dabei ist freilich zu berücksichtigen, dass nur 
Erwerbstätigen die Frage nach der Arbeitszufriedenheit 
vorgelegt werden kann (nicht jedoch Arbeitslosen).

Voll angeglichen haben sich die Bereichszufriedenheit mit 
der Wohnung, der Haushaltsarbeit und der Freizeit. Ihr Ver-

lauf ähnelt zunächst dem der allgemeinen Lebenszufrieden-
heit, doch spätestens ab 2005 schließt sich die »Ost-West-
Lücke« endgültig, da sich die Wohnstandards und Freizeit-
möglichkeiten angeglichen haben. 

Die Zufriedenheit mit Betreuungsmöglichkeiten für Kinder 
war und ist seit der Wiedervereinigung in Ostdeutschland 
höher als in Westdeutschland, jedoch sind auch hier die 
Unterschiede in den letzten Jahren nicht länger statistisch 
signifikant. Umgekehrt verläuft die Zufriedenheit mit der Ge-
sundheit: Sie lag zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung in 
Ost und West gleichauf, ist aber seither in Ostdeutschland 
etwas gesunken. Dieser Befund ist insofern bemerkenswert, 
als die Lebenserwartung in Ostdeutschland gestiegen ist. 
Dies bedeutet freilich auch, dass kranke und pflegebedürf-
tige alte Menschen jetzt länger leben als in der DDR und 
aufgrund ihres höheren Alters mit ihrer Gesundheit nicht 
zufrieden sein können.
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Auch zum Thema Lebensqualität seien abschließend Ergeb-
nisse einer qualitativen Analyse genannt, die auf den Antwor-
ten der 2015 erstmals im SOEP gestellten Frage beruhen 
»Was macht Ihrer Meinung nach Lebensqualität in Deutsch-
land aus?«, die ganz zum Schluss der SOEP-Erhebung 2015 
allen denjenigen SOEP-Befragten gestellt wurde, die com-
putergestützt an der Befragung teilnahmen.5 Die Abbildungen 

 5	 Diese Frage ist eine der zwei Leitfragen des sogenannten Bürgerdialogs 
der Bundesregierung (die zweite Frage lautet: »Was ist Ihnen persönlich 
wichtig im Leben?«) (siehe https://www.gut-leben-in-deutschland.de, 
wobei 7  250 Antworten online und per Postkarte eingegangen sind). 
Ausgewertet wurden die früh im Jahr – von Februar bis April – SOEP-Be-
fragten (n = 3 435, im Rahmen eines Computer Assisted Personal Inter-
views (CAPI)). Wir danken Martin Brümmer und Julia Rohrer (Universität 

    Abb. 5a
    Lebensqualität, Ostdeutschland

Quelle: SOEP 2015 (Vorabdaten); Analyse von Martin Brümmer und Julia 
Rohrer.

    Abb. 5b
    Lebensqualität, Westdeutschland

Quelle: SOEP 2015 (Vorabdaten); Analyse von Martin Brümmer und Julia 
Rohrer.

5a und 5b zeigen, dass die Begriffe »sicher« und »sozial« in 
beiden Landesteilen am häufigsten genannt werden, wenn 
es um Lebensqualität geht. Der dritthäufigste Begriff unter-
scheidet sich (wenn auch nur wenig): Im Westen wird »Frie-
den« an dritthäufigster Stelle genannt; im Osten Deutschlands 
»Leben«. Auch an fünfter Stelle gibt es einen kleinen Unter-
schied: im Westen steht »Freiheit« und im Osten »Arbeit« (was 
mit der nach wie vor etwas höheren Arbeitslosigkeit und den 
Erfahrungen seit der Wende zu tun haben dürfte). Alle diese 
Unterschiede sollten nicht überbewertet werden: Vier der fünf 
meist genannten Begriffe sind in Ost- und Westdeutschland 
gleich; nur an fünfter Stelle gibt es den kleinen Unterschied 
von »Freiheit« und »Arbeit«. »Geld« und »Einkommen« liegen 
auch weit vorne; spielen aber eine geringere Rolle. 

Was auffällt: Die Begriffe »Natur« und »Umwelt« werden kaum 
genannt (zählen allerdings immerhin zu den in den Word-
Clouds dargestellten Begriffen) – und zwar im Osten wie im 
Westen. Zusammenfassend kann man sagen, dass die so-
zialstaatlichen Ziele »Sicherheit« und »Soziales« in der Ge-
samtbevölkerung für die Lebensqualität eine große Rolle spie-
len. Umwelt- und Naturschutz werden kaum genannt; was 
wahrscheinlich auch damit zusammenhängt, dass die Um-
welt sauberer wurde (insbesondere in Ostdeutschland im Ver-
gleich zur DDR-Zeit) und langfristige globale Probleme, wie 
ein hoher CO2-Austoß, im Alltag nicht spürbar sind. 

Fazit

Die deskriptive Analyse der SOEP-Daten zeigt, dass sich die 
Zufriedenheiten mit dem Leben in Deutschland in den letzten 
25 Jahren heterogen entwickelt haben; während sich die 
Ost- und Westniveaus der Zufriedenheiten mit der Wohnung, 
der Haushaltstätigkeit, der Arbeit und Freizeit weitestgehend 
angeglichen haben, sind die Menschen in den neuen Bun-
desländern im Durchschnitt immer noch unzufriedener mit 
ihrem Haushaltseinkommen, ihrer Gesundheit und mit ihrem 
Lebensstandard insgesamt als die Menschen in den alten 
Bundesländern. Größere Sorgen als ihre Mitbürger im Wes-
ten der Republik machen sich die Ostdeutschen in Bezug 
auf ihre eigene wirtschaftliche Situation, die Kriminalität und 
den Frieden als auch die Zuwanderung nach Deutschland. 
Darüber hinaus sorgen sie sich auch in konjunkturellen Hoch-
phasen stärker um die allgemeine wirtschaftliche Situation 
als die Menschen im Westen. Auf einem ähnlichen Niveau 
besorgt sind alle in Deutschland lebenden Erwachsenen, 
wenn es um Arbeit und Ausländerfeindlichkeit geht.

Leipzig) für die Bereinigung und Auswertung der Texte. Um die Aussage-
kraft der Auszählung bzw. Word-clouds vergleichbar zu machen, wurde 
aus dem größeren Westsample eine Zufallsauswahl mit gleicher Stich-
probengröße wie für das Ostsample gezogen (vgl. dazu Wagner und 
Goebel 2013, S.172). Ein Wort wird dargestellt, wenn es mehr als fünfmal 
im jeweiligen Subsample genannt wird. 
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Wichtigster Indikator zur Bewertung subjektiver Lebensver-
hältnisse ist die allgemeine Lebenszufriedenheit. Deskriptive 
und multivariate Analysen haben gezeigt, dass in Folge der 
veränderten Lebensumstände direkt nach der Wende die 
Lebenszufriedenheit im Osten deutlich einbrach. Doch in 
den 1990er Jahren holte die Lebenszufriedenheit in Ost-
deutschland deutlich auf. Zu Beginn des neuen Jahrtau-
sends verlangsamte sich der Angleichungsprozess und 
stagnierte. Erst seit dem Jahr 2008 ist wieder eine leichte 
Verringerung des Ost-West-Unterschieds zu beobachten. 
Doch ob sich dieser in den nächsten Jahren nivellieren wird, 
bleibt aufgrund des bisherigen Verlaufs eine offene Frage.

Diese zwar stark verringerten, aber nach wie vor bestehen-
den Ost-West-Unterschiede im subjektiven Wohlbefinden 
gilt es – neben der materiellen Angleichung – auch künftig 
weiterhin zu berücksichtigen, wenn beispielsweise die Bun-
desregierung und die Länder nach Auslaufen des Solidar-
pakts II im Jahr 2019 über eine mögliche Verlängerung oder 
Restrukturierung des Finanzausgleichs zwischen West- und 
Ostdeutschland verhandeln werden.
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Anpassungsprozesse
Politik in Ostdeutschland – Besonderheiten und

1990 war unklar, ob und wie schnell der 
politische Systemwechsel in Ostdeutsch-
land (und in den anderen postsozialisti-
schen Staaten) gelingen würde. Die einen 
prophezeiten, dass die Besonderheit des 
Beitritts zur Bundesrepublik die Ostdeut-
schen politisch entmündige und die Re-
gion zum Armenhaus mache;1 anderen 
galt genau diese Besonderheit des von 
der großen Mehrheit der Ostdeutschen 
gewünschten schnellen Beitritts zu einem 
gut funktionierenden politisch-administra-
tiven System als wichtiger Erfolgsfaktor. 
So erspare man sich riskante Experimen-
te und ein kostenträchtiges »Durchwurs-
teln«. Auch die sozialwissenschaftlichen 
Theorien waren uneins darüber, wie stark 
man Wandel wirklich politisch steuern und 
gestalten kann.2 Wie hat sich in den 
25 Jahren deutscher Einheit die Politik in 
Ostdeutschland tatsächlich entwickelt?

Die politische Kultur blieb in West- und 
Ostdeutschland relativ stabil. Gleich war 
und ist das Bekenntnis zur Demokratie 
als bester Regierungsform. Am stärksten 
unterscheiden sich die Gerechtigkeitsvor-
stellungen, die Einstellungen zur Religion 
bzw. zum Verhältnis zwischen Staat und 
Kirche, zur Rolle der Frau, zu den Institu-
tionen der Parteiendemokratie und in Be-
zug auf Direktdemokratie. Die Ostdeut-
schen bevorzugen ein geringes Wohl-
standsgefälle, sind mit der Funktionswei-
se der Demokratie weniger zufrieden, 
vertrauen den rechtsstaatlichen Institu
tionen weniger und wünschen sich häufig 
mehr Möglichkeiten der direkten Abstim-
mung über Politikinhalte durch das Volk 
(vgl. Roller 2010; Pickel 2011a). In vielen 
Punkten ähneln die Einstellungen Ost-
deutscher der politischen Kultur in an
deren postsozialistischen Staaten (vgl. 
Gabriel 2008). Sie sind damit eher nicht 

 1	 So die Argumentation des damaligen SPD-Spit-
zenkandidaten Oskar Lafontaine (1990).

 2	 Skeptisch sind System-, Kultur-, Struktur- und 
Organisationstheorien, da die Systemkomplexi-
tät, schwer änderbare Strukturen oder organisa-
torische Beharrungskräfte politische Steuerung 
erschwerten. Optimistisch sind eher die Theorien 
des Institutionalismus und Rationalismus, wenn 
Demokratisierung und ökonomische Liberalisie-
rung nur gut genug geplant sind und die richtigen 
Anreize gesetzt werden.

Reaktionen auf konkrete politische Ent-
wicklungen und Entscheidungen in 
Deutschland, sondern Erbschaften des 
Sozialismus oder Begleitphänomene des 
Systemwechsels.

Ungeachtet der relativ manifesten Einstel-
lungsunterschiede bei den genannten 
Themen gibt es Angleichungen, darunter 
Annäherungen der Einstellungen West-
deutscher an die Ostdeutscher. Sie müs-
sen nicht ursächlich durch die deutsche 
Einheit bedingt sein. Oft handelt es sich 
um Reaktionen auf allgemeine Moderni-
sierungsentwicklungen und die vielfälti-
gen ökonomischen Krisenerscheinungen 
seit den 1990er Jahren. So stieg unter 
repräsentativ befragten Westdeutschen 
der Anteil jener, die sagten, der Sozialis-
mus sei eine »gute Idee, die schlecht aus-
geführt wurde«, von 1990 bis 2010 um 
15 Prozentpunkte. Trotzdem blieb der 
Abstand zwischen den Antworten West- 
und Ostdeutscher hier sehr groß: 45% 
der befragten Westdeutschen unterstütz-
ten die Aussage, aber 74% der Ostdeut-
schen (vgl. Pickel 2011b, S. 390).

Bei den Abgeordneten im Bundestag sind 
ebenfalls Annäherungen zu beobachten. 
Spiegelbildlich zu den Einstellungen der 
Bevölkerung stieg der Anteil der Befür-
worter staatlicher Eingriffe in die Wirt-
schaft unter den westdeutschen Abge-
ordneten. Zugleich nahmen ihr Integra
tionsgefühl und ihre Zufriedenheit ab, ver-
blieben aber auf relativ hohem Niveau, 
während sich die ostdeutschen Abgeord-
neten ausweislich der Befragungen zu-
nehmend gut integriert fühlen und die de-
mokratischen Institutionen stützen. Die 
Werte der Abgeordneten der Partei DIE 
LINKE lagen zwar niedriger, folgten aber 
grundsätzlich dem Trend (vgl. Best und 
Vogel 2011, S. 131 ff.). Die im Vergleich 
zur ostdeutschen Bevölkerung deutlich 
höhere Zufriedenheit der Abgeordneten 
ist vermutlich dadurch begründet, dass 
sie die Instrumente der parlamentari-
schen Demokratie gut kennen, regelmä-
ßig nutzen und ihre Einflussmöglichkeiten 
schätzen.

In der Bevölkerung ist dies weniger der 
Fall. Darauf lassen der geringe Organisa-

 *	 Prof. Dr. Astrid Lorenz ist Inhaberin der Professur 
Politisches System der Bundesrepublik Deutsch-
land/Politik in Europa an der Universität Leipzig.

Astrid Lorenz* 
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tionsgrad der Ostdeutschen in Bezug auf Parteien, Gewerk-
schaften und Berufs- bzw. Wirtschaftsverbände schließen. 
Zugleich beteiligen sich die Ostdeutschen im Vergleich zu 
Westdeutschen weniger an Wahlen auf allen Ebenen (vgl. 
Statistisches Bundesamt 2013). Damit nutzen sie genau 
jene Organisationen und Instrumente, über die in der reprä-
sentativen Demokratie effektiv Interessen signalisiert und 
Einfluss auf die politische Debatte und Entscheidungsfin-
dung genommen werden kann, in weit geringerem Maße. 
Dadurch schlägt für sie ein wesentlicher Vorzug der Demo-
kratie – die politische Teilhabe – nicht zu Buche, während 
die ökonomischen Strukturprobleme von deutscher Teilung 
und Systemwandel nach wie vor deutlich zu spüren sind. 
Da Bürger bei der Bewertung des Systems tendenziell des-
sen Leistungen, wie Wohlfahrt, höher gewichten als die 
Möglichkeiten der politischen Teilhabe (vgl. Holtmann 2007, 
S. 8), können wahrgenommene Einbrüche oder Verschie-
bungen staatlicher Leistungen (wie abnehmende regionale 
Polizeipräsenz, Schulschließungen o.Ä.) die individuelle Bi-
lanz der Bewertung stark beeinflussen.

Der im Osten in regionaler Häufung verbreitetere Skeptizis-
mus gegenüber der Funktionsweise des politischen Sys-
tems lässt sich somit nicht nur mit dem Fortbestand tei-
lungsbedingter Sozialisationen erklären, sondern auch aus 
der individuellen Bilanz von Nutzen und Kosten des Sys-
tems, die sich von gut organisierten Deutschen gerade in 
prosperierenden Regionen (West- oder Ostdeutschlands) 
unterscheidet. Problematisch ist, dass durch die geringere 
politische Beteiligung zugleich die skeptischeren Bewertun-
gen der Funktionsweise der Demokratie, unter anderem die 
wahrgenommene Distanz zwischen Abgeordneten und Be-
völkerung, zur sich selbst erfüllenden Prophezeiung werden. 
So nahm der Anteil Ostdeutscher an den Abgeordneten auf 
allen Ebenen innerhalb der vergangenen 25 Jahre nicht zu, 
sondern ab (vgl. Best und Vogel 2011).

Das Wahlverhalten in Ostdeutschland ist nicht nur durch die 
geringere Beteiligung gekennzeichnet, sondern auch durch 
eine höhere Wechselwählerschaft (Volatilität). Darüber hin-
aus fällt auf, dass seit Ende der 1990er Jahre wachsende 
Anteile der Wähler für Parteien stimmten, die an der Fünf-Pro-
zent-Hürde scheitern können, darunter für extreme und po-
pulistische Parteien. Seither sind die östlichen Landespar-
lamente fragmentierter als die westdeutschen. Grundsätz-
lich handelt es sich bei der gestiegenen Volatilität, Plurali
sierung von Stimmabgaben und Stimmenthaltung aber um 
gesamtdeutsche Phänomene, die nur in Ostdeutschland 
früher auf hohem Niveau auftreten. Sie hängen mit dem für 
alle modernen westlichen Gesellschaften typischen Ab-
schmelzen großer sozialer Gruppen und der Individualisie-
rung von Lebensstilen und Wertvorstellungen zusammen 
(vgl. Jesse 2011). Die pluralisierten Interessen können 
schlechter in den Programmen der traditionellen Großorga-

nisationen (wie Parteien, Gewerkschaften) spezifisch adres-
siert werden.

Auch das Vorhandensein zweier Parlamentsparteien links 
der Mitte ist nur auf den ersten Blick mit den historischen 
Umständen in Deutschland zu begründen. Diese erklären 
zwar die Existenz dieser Parteien 1990, nicht aber ihre dau-
erhafte Fortexistenz. Tatsächlich gibt es in vielen europäi-
schen Staaten eine oder weitere Parteien links der Sozial-
demokratie, die unterschiedliche Präferenzen im linken Wäh-
lerspektrum ansprechen. Die LINKE hat sich zwar in Ost-
deutschland als für weite Teile der Bevölkerung wählbare 
Partei etabliert, doch verhält sich ein großer Teil ihrer poten-
ziellen Wähler ebenso volatil wie Sympathisanten anderer 
Parteien. Ihre Zweitstimmenanteile sanken beispielsweise 
nach der Beteiligung an Landesregierungen als kleiner Koa
litionspartner in Mecklenburg-Vorpommern und Branden-
burg. Die als Reaktion der Wähler auf die Agenda 2010 der 
Bundes-SPD gestiegenen Stimmenanteile könnten daher 
künftig wieder fallen. Die Zahl der Mitglieder sinkt bei allen 
Parteien aufgrund von Altersabgängen und geringen Neu-
zugängen. Sie sind in den neuen Ländern daher eher Wäh-
ler- als Mitgliedsparteien – ein Trend, der sich auch im Wes-
ten Deutschlands abzeichnet (vgl. Jun, Niedermayer und 
Wiesendahl 2009).

Die Regierungsbildung in Ostdeutschland folgt grundsätzlich 
dem gleichen Muster wie in Westdeutschland und auf Bun-
desebene: Je höher die Parteienfragmentierung im Parla-
ment, desto höher die Wahrscheinlichkeit der Bildung einer 
(geduldeten) Minderheitsregierung, einer übergroßen Koali-
tion aus zwei großen Parteien oder gar drei Parteien (vgl. 
Schniewind 2008). Das »Magdeburger Modell« einer von 
der LINKEN geduldeten Minderheitsregierung oder eine 
»Ampelregierung« aus SPD, FDP und Bündnis 90, wie sie 
erstmals in Brandenburg praktiziert wurde, sind in leicht an-
derer parteipolitischer Colorierung auch in den alten Bun-
desländern verbreitet.

Dass in den neuen Bundesländern in kurzen Zeitabständen 
ganz unterschiedliche Parteienkoalitionen gebildet wurden, 
liegt also nicht an spezifischen Entscheidungen der Wahl-
sieger, sondern vorrangig am Wahlverhalten der Bevölke-
rung. Dadurch gibt es kaum verfestigte politische Blöcke. 
Das Regierungshandeln ist zumindest personell oft wenig 
langfristig planbar. Jede Wahl kann die Grenzziehungen zwi-
schen Regierung und Opposition deutlich durcheinander-
bringen. Sachsen mit seiner dominierenden CDU und Bran-
denburg mit einer starken SPD haben zwar langjährige Re-
gierungsparteien, doch sanken deren Zweitstimmenanteile 
deutlich und die Koalitionspartner wechselten.

Die von den Regierungsmehrheiten konkret getroffenen po-
litischen Entscheidungen variierten trotz der unterschiedli-
chen Koalitionen wenig von Wahl zu Wahl und zwischen den 
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Ländern, obgleich die Programmatiken der Parteien sich 
sichtlich unterscheiden. Dies liegt vor allem an den (aus der 
Wirtschaftsschwäche resultierenden) Finanzproblemen der 
öffentlichen Hand und an der Ähnlichkeit der wichtigsten 
drängenden Probleme, mit denen sich die Länder befassen 
müssen. Noch viel stärker als im unitarischen bundesdeut-
schen Föderalismus ohnehin schon üblich, sind die wich-
tigsten Ausgabenposten damit vordefiniert, und es bleibt 
wenig Raum, um die parteiprogrammatischen Profile in Ak-
zentuierungen des Ausgabeverhaltens, z.B. großen landes-
politischen Programmen, sichtbar zu machen. Die branden-
burgische Regierung versuchte dies beispielsweise nach 
1990, erlegte sich aber schon ab der zweiten Legislaturpe-
riode selbst Restriktionen auf, da die vielen Maßnahmen 
nicht finanzierbar waren (vgl. Lorenz, Anter und Reutter 
2015). Daher schlagen sich variierende Wahlergebnisse nur 
bedingt in unterschiedlichen Regierungsentscheidungen 
nieder – eine Ähnlichkeit zu den osteuropäischen System-
wechselstaaten. Die Politik im dauer-CDU-regierten Sach-
sen unterscheidet sich von der im dauer-SPD-regierten 
Brandenburg nicht so stark wie bestimmte Politiken in west-
lichen Ländern mit unterschiedlichen langjährigen Regie-
rungsparteien (vgl. Hildebrandt und Wolf 2015).

Die neu eingeführte Schuldenbremse wird die Handlungs-
spielräume der finanzschwachen Länder, zu denen die ost-
deutschen nach wie vor gehören, weiter einschränken, da 
sie die in West und Ost lange praktizierte Finanzierung von 
Politiken durch Kreditaufnahme bremst.

Dass nur das Geld ausgegeben wird, das auch wirklich vor-
handen ist, steigert zwar die finanzielle Effektivität, tut der 
Generationengerechtigkeit gut und ist auch mit dem Verfas-
sungsgebot der gleichwertigen Lebensverhältnisse verein-
bar, solange für die meisten Politikbereiche Bundesgesetze 
gelten und damit Bundesgeld fließt. Der Mechanismus ver-
schärft jedoch das Problem, dass im Osten parteipolitische 
Differenzen einen geringeren Effekt auf die Politikentschei-
dungen haben als in den finanzstärkeren westlichen Bun-
desländern. Dies kollidiert mit der Logik der Demokratie und 
ist möglicherweise ein Grund für den Wahlskeptizismus vie-
ler Menschen in Ostdeutschland und anderen Staaten mit 
wirtschaftsstrukturellen Problemen. Zu Unrecht, denn par-
teipolitische Gestaltung ist dennoch weiter möglich und ge-
rade in Krisenzeiten wichtig.

Zusammenfassend zeigt sich, dass die Verarbeitung gesell-
schaftlicher Faktoren in ganz Deutschland ähnlichen Mus-
tern folgt und die politisch-administrativen Institutionen 
grundsätzlich gut funktionieren. Allerdings überformten nach 
1990 die schwache Wirtschaftsstruktur und Transforma
tionsprobleme den Effekt der Institutionen. Bereits im Agg-
regat vorhandene (und anders verursachte) Unterschiede 
der politischen Kultur, so die geringe parteipolitische Affinität 
der Menschen, verstetigten sich dadurch. Diese Prozesse 

waren parteipolitisch oder vermittels Regierungshandeln 
kaum zu steuern, wie die Ähnlichkeit der Einstellungen und 
des Verhaltens in vielen Systemwechselstaaten trotz ganz 
unterschiedlicher politischer Konstellationen zeigt. Der 
Beitritt zu einem funktionierenden politisch-administrativen 
System führt also nicht automatisch zu identischen Verhal-
tensweisen.

Die Bundesregierungen und auch die Landesregierungen 
versuchten, durch umfassende Ausgleichspolitiken, z.B. 
Sonderzahlungen, Förderprogramme u.Ä., die strukturellen 
Nachteile zumindest teilweise auszugleichen. Dadurch wur-
den viele Krisenphänomene des rapiden politischen, gesell-
schaftlichen und ökonomischen Wandels abgemildert und 
Ostdeutschland nicht, wie von Einheitsskeptikern befürch-
tet, das Armenhaus Deutschlands. Allerdings lösten die Aus-
gleichspolitiken die Strukturprobleme nicht auf; besonders 
die schwache Wirtschaftskraft und geringe Eigenkapital
decke bestehen weiter fort. Zugleich schufen sie eigene Pro-
bleme und Abhängigkeiten und verstetigten in gewisser Wei-
se die Sonderstellung des Ostens – unter anderem da die 
meisten Mittel zweckgebunden flossen, also die autonome 
landespolitische Entscheidungsfindung und Experimentier-
freudigkeit nicht förderten.

Im Ergebnis ähneln sich die ostdeutschen Länder heute un-
tereinander nach wie vor viel stärker als die westdeutschen 
Länder, fügen sich jedoch in deren Gesamtspektrum in vie-
len Fragen in einer mittleren Position ein (vgl. u.a. Freitag 
und Vatter 2008). In Bezug auf das Organisations- und Wahl-
verhalten und bestimmte politische Einstellungen sind sogar 
Anpassungen »des Westens« an »den Osten« zu beobach-
ten. Diese Annäherungen haben mit der Problematik der 
deutschen Zweiteilung und Einheit sowie den konkreten Re-
gionen oft ursächlich nichts zu tun, können aber zu ähnlichen 
Problemen führen, wie sie in Ostdeutschland auftreten. Ernst 
zu nehmen ist besonders der Zusammenhang zwischen 
strukturell bedingter geringer Wirtschaftskraft, politischer 
Mobilisierungsschwäche und Skepsis gegenüber der Funk-
tionsweise der Demokratie.
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Ostdeutschlands demographische Entwicklung

Die ehemalige DDR war weder bei der 
eigenen Bevölkerung noch bei Menschen 
aus anderen Ländern ein wirklich attrak-
tives Land. Obwohl die »Republikflucht« 
unter Strafe stand, obwohl seit 1961 
Mauer und Stacheldraht das Gebiet der 
DDR hermetisch abriegeln sollten, gingen 
dem Land in praktisch jedem einzelnen 
Jahr ihrer Geschichte Einwohner verloren. 
Von der Gründung der DDR am 7. Okto-
ber 1949 bis zum Juni 1990 verließen 
über 3,8 Mio. Menschen ihr Heimat, nur 
400 000 kamen zurück. Umgekehrt konn-
te die DDR kaum Zuwanderer aus ande-
ren Ländern dauerhaft an sich binden. 
War die DDR 1949 mit 18,8 Mio. Einwoh-
nern in das Experiment des Sozialismus 
gestartet, blieben davon bis 1989 noch 
16,4 Mio. übrig. Die BRD war im gleichen 
Zeitraum von 51 auf knapp 63 Millionen 
angewachsen. 

Der demographische Abwärtstrend im 
Osten Deutschlands hat sich nach der 
Wende noch beschleunigt. Gleich nach 
dem Mauerfall verließen viele Menschen 
die Noch-DDR, rund 800 000 waren es 
bis zur Wiedervereinigung. Zwischen 
1991 und 2014 verloren die fünf ostdeut-
schen Flächenländer dann zusammen 
noch einmal über 2 ihrer einst 14,5 Mio. 
Einwohner. Die alten Bundesländer hin-
gegen wuchsen und konnten ihre Ein-
wohnerzahl in dieser Phase um rund 
2½ Millionen steigern.

Geburteneinbruch nach der 
Wende

Neben der Abwanderung gen Westen 
war es vor allem der massive Einbruch bei 
den Kinderzahlen unmittelbar nach der 
Wende, der die ostdeutschen Bundeslän-
der auf den demographischen Abwärts-
trend schickte (vgl. Statistisches Bundes-
amt 2000). Kurz bevor die Mauer fiel, be-
kamen die Frauen in der DDR durch-
schnittlich 1,6 Kinder, während der Wes-
ten auf etwa 1,4 Kinder je Frau kam. Doch 
unmittelbar nach der Wiedervereinigung 
sackte der Wert im Osten rapide und für 

einige Jahre auf einen absoluten Tiefstand 
von knapp 0,8 ab. Dieses »Geburtenloch« 
der Nachwendezeit geht vor allem auf die 
Unsicherheit der Menschen angesichts 
der dramatischen gesellschaftlichen Um-
brüche zurück. Viele junge Frauen ent-
schieden sich, mit dem Kinderkriegen erst 
einmal abzuwarten. Ähnlich wie die Frau-
en im Westen schoben sie die Familien-
gründungsphase nun auf – zwangsläufig, 
denn die Ausbildungszeiten verlängerten 
sich, und es wurde auch für sie schwieri-
ger, Familie und Beruf zu vereinbaren. 
Hatten in Ostdeutschland die politisch 
motivierten Anreize für eine frühe Mutter-
schaft nachhaltig dafür gesorgt, dass 
Frauen ihr erstes Kind schon mit 22 oder 
23 Jahren bekamen – im Schnitt drei Jah-
re früher als in Westdeutschland –, stieg 
nun das Alter der Mütter bei der Geburt 
ihres ersten Kindes rasant an (vgl. Gold-
stein et al. 2010). Heute liegt es bei durch-
schnittlich 28 Jahren und damit nur noch 
leicht unter dem durchschnittlichen Alter 
westdeutscher Erstgebärender von et-
was über 29 Jahren (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2013). 

Im Jahr 1994 erreichte die Kinderzahl mit 
0,77 den niedrigsten jemals gemessenen 
Wert (vgl. Statistisches Bundesamt 2014). 
Nach den 1990er Jahren, während denen 
praktisch nur noch eine halbierte Kinder-
zahl zur Welt kam, stieg die Fertilitätsrate 
wieder und näherte sich bald dem West-
niveau an. Aktuell liegt sie im Osten mit 
1,49 sogar leicht über dem bundesweiten 
Durchschnitt (vgl. Statistisches Bundes-
amt 2015). Einen weiteren Rückgang der 
absoluten Kinderzahlen kann dies jedoch 
nicht verhindern, denn die »halbierte Ge-
neration« der 1990er Jahre kommt bald 
ihrerseits ins Familiengründungsalter. 

Exodus der jungen Frauen

Als im November 1989 die Mauer fiel, er-
öffnete das den DDR-Bürgern eine bis 
dahin weitgehend versperrte Möglichkeit: 
Sie konnten ihren angestammten Wohn-
ort verlassen und anderswo ihr Glück su-
chen. Die Befürchtung, es könnte binnen 
weniger Monate zu einer Massenabwan-
derung aus dem Osten Deutschlands 
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kommen, bewahrheitete sich zwar nicht. Aber seit der Wen-
de haben die neuen Bundesländer unterm Strich rund 
1,8 Mio. Menschen an den Westen verloren. Besonders in 
den ersten Jahren nach der Öffnung der deutsch-deutschen 
Grenze zog es viele Menschen in die alten Bundesländer. In 
den folgenden Jahren ebbte der Wanderungsstrom gen 
Westen zwar ab, in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre 
setzte mit dem Ende des anfänglichen, vor allem durch die 
Bauwirtschaft ausgelösten Wirtschaftsaufschwungs im Os-
ten jedoch eine zweite Abwanderungswelle ein, die 2001 
ihren Höhepunkt erreichte. Seitdem geht die Abwanderung 
aus dem Osten zurück, und der Saldo zwischen Ost und 
West ist mittlerweile nahezu ausgeglichen (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2000). Doch trotz des ausgeglichenen Wande-
rungssaldos mit dem Westen können nur wenige ostdeut-
sche Kreise eine Nettozuwanderung verbuchen. 

Jung und qualifiziert

Wer im Saldo seine ostdeutsche Heimat verließ, war häufig 
jung, qualifiziert und weiblich. Die Fortzugsrate unter den 
Bildungswanderern, also jenen im Alter zwischen 18 und 
25 Jahren, und den Berufswanderern (25 bis 30 Jahre) war 
deutlich höher als in den übrigen Altersgruppen (vgl. Kubis 
2008). Zwischen 1991 und 2006 ging über die Hälfte der 
Wanderungsverluste Ostdeutschlands auf die jungen Er-
wachsenen im Alter zwischen 18 und 30 zurück – unter 
ihnen überproportional viele mit Abitur oder Fachhochschul-
reife (vgl. Schneider 2005). Der Osten verlor so viele seiner 
besten Köpfe, was zwar vorübergehend den Arbeitsmarkt 
entlastete, aber langfristig ein großer Verlust für die Wirt-
schaft war.

Eine Folge der Wanderungsbewegungen war ein Mangel an 
jungen Frauen im Osten. Bereits im Jahr 1995 gab es in der 
Altersgruppe der 18- bis 29-Jährigen etwa 10% mehr Män-
ner als Frauen (vgl. Kröhnert und Klingholz 2007). Grund 
hierfür war allerdings nicht, dass Frauen ihre Heimat häufiger 
Richtung Westen verlassen haben als Männer, sondern dass 
umgekehrt deutlich mehr Männer aus dem Westen in den 
Osten zogen. Ihr Anteil unter den Wanderern gen Osten lag 
etwa im Jahr 1991 bei annähernd 70% (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2000). Viele von ihnen dürften Rückkehrer ge-
wesen sein, die sich zuvor in den Westen aufgemacht, dort 
aber vermutlich weniger Wurzeln geschlagen hatten als die 
Frauen oder beruflich nicht zufrieden waren. Der anhaltende 
Männerüberschuss unter den Zuzüglern wirkt sich bis heu-
te auf das Geschlechterverhältnis in vielen ostdeutschen 
Regionen aus. Mit Ausnahme weniger Universitätsstädte 
zeigte sich 2005 im Osten fast flächendeckend ein massi
ves Ungleichgewicht. In einigen Landkreisen wie Elbe Elster, 
Parchim oder Demmin kamen zu diesem Zeitpunkt in der 
Altersgruppe der 18- bis 29-Jährigen auf 100 Männer keine 
80 Frauen (vgl. Kröhnert und Klingholz 2007).

Raus aus den Städten

Während die einseitige Ost-West-Wanderung nach der Wie-
dervereinigung ein großes öffentliches Thema war, fand ein 
weiterer Trend in Ostdeutschland lange wenig Beachtung. 
Dort zog es die Menschen zunächst aus den großen Städ-
ten in die neu gebauten Eigenheime im Umland. Diese Ent-
wicklung hatte sich in Westdeutschland bereits seit den 
1960er und 1970er Jahren gezeigt. Trotz der zeitlichen Ver-
zögerung ähnelten sich die Gründe für die sogenannte Sub-
urbanisierung: Es war der Wunsch nach dem »Wohnen im 
Grünen«, der die Menschen in West wie Ost aus den Zent-
ren trieb, nur im Osten war das erst nach der Wende mög-
lich (vgl. Wilhelm 2000). Kreise im Umland der großen Zent
ren wie Bad Doberan bei Rostock oder der Halle umschlie-
ßende Saalkreis gewannen deutlich an Einwohnern hinzu 
– zu Lasten der ostdeutschen Großstädte (vgl. Schlömer 
2004). Der Traum vom Eigenheim mit Jägerzaun ist aber 
zum Teil schon wieder verflogen, und einige der Gebiete, die 
nach der Wende mit Einfamilienhäusern zugebaut wurden, 
verlieren nun Bewohner. Weite Wege zum Arbeitsplatz und 
die milliardenschwere Aufwertung der Stadtkerne haben vie-
le Menschen in die Zentren zurückgelockt, vor allem nach 
Berlin, Leipzig oder Dresden.

Im Osten und Westen gleichen sich die 
Wanderungsmuster an

Damit werden sich die Wanderungsbewegungen in Ost und 
West immer ähnlicher: Denn bundesweit verstärkt sich die 
Landflucht aus den dünn besiedelten und entlegenen Re
gionen, wobei sie im Osten bereits die Landkreise im Umland 
der Städte erfasst. Im Wesentlichen gibt es dafür zwei trei-
bende Kräfte: Zum einen zieht es viele junge Menschen zum 
Studium und auf der Suche nach einem Ausbildungs- oder 
Arbeitsplatz in die wenigen großen Zentren. Zum anderen 
verlassen die Menschen die Städte seltener als früher zur 
Familiengründung, um sich im Umland niederzulassen (vgl. 
Sander 2014). Nach der Ost-West-Wanderung ist längst die 
Land-Stadt-Wanderung in den Vordergrund gerückt – und 
zwar bundesweit.

Die Abwanderung der vorwiegend jüngeren Menschen und 
der Einbruch bei den Geburtenzahlen spiegeln sich auch in 
der Altersstruktur der ostdeutschen Bevölkerung wider, die 
zum Zeitpunkt des Mauerfalls deutlich jünger war als die west-
deutsche. Zwar altert die Bevölkerung bundesweit, aber an-
ders als im Westen verschärft das Fehlen der jüngeren Be-
völkerung diesen Prozess im Osten zusätzlich (vgl. Die Be-
auftragte der Bundesregierung für die neuen Bundesländer 
2015). So sank der Jugendquotient, also die Anzahl der un-
ter 20-Jährigen je 100 Menschen im Alter von 20 bis 65 Jah-
ren, zwischen 1991 und 2013 in den neuen Bundesländern 
ohne Berlin von knapp 40 auf 25, im Westen ging dieser le-
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diglich von rund 33 auf 31 zurück. Gleichzeitig stieg die Zahl 
der über 64-Jährigen je 100 Menschen im erwerbsfähigen 
Alter im Osten von 23 auf 39 und im Westen von 24 auf 33.

Die Wiedergeburt weniger Städte

In den neuen Bundesländern vollzog sich in den 1990er 
Jahren der Bevölkerungsrückgang nahezu flächendeckend. 
Auch die Großstädte konnten sich dieser Entwicklung nicht 
entziehen (vgl. Göddecke-Stellmann und Wagener 2010). 
Sie litten noch unter den Jahrzehnten sozialistischer Stadt
entwicklung, die um die historisch gewachsenen Innenstäd-
te herum Plattenbauten hochzog, während die alten Häuser 
dort verfielen. Als Wohnort waren die Städte damit kaum 
attraktiv. So ist es wenig verwunderlich, dass es die Men-
schen unmittelbar nach der Wende ins Stadtumland zog. 
Erst durch eine Vielzahl an Förderprogrammen gelang es, 
die Innenstädte wieder aufzuwerten und zumindest in eini-
gen Großstädten Ostdeutschlands eine Trendwende her-
beizuführen. 

Für Städte wie Potsdam, Dresden, Jena oder Leipzig schei-
nen die Zeiten schrumpfender Bevölkerung zumindest vor-
erst vorbei zu sein. Doch von den 132 größten ostdeutschen 
Städten haben gerade einmal 15 diese Trendwende ge-
schafft. In 101 von ihnen herrscht hingegen seit 1990 ein 
permanenter Bevölkerungsrückgang. Einige wie Suhl, Ei-
senhüttenstadt oder Hoyerswerda haben bereits annähernd 
die Hälfte ihrer Bevölkerung eingebüßt (vgl. Kaufmann 2015).

Ländliche Regionen verlieren – in Ost wie West 

Abseits dieser Ballungsräume, in den entlegenen Landstri-
chen, verschärft sich indes der Bevölkerungsschwund. Vor-
reiter waren hier die ohnehin schon dünn besiedelten Regi-
onen in den neuen Bundesländern. Längst weitet sich das 
Schrumpfen auch auf das frühere Bundesgebiet aus. In 
Nordhessen, der Südwestpfalz oder Oberfranken verstärkt 
sich der demographische Abwärtstrend. Die demographi-
sche Trennlinie verläuft damit zunehmend nicht mehr zwi-
schen Ost und West, sondern zwischen den großen, wirt-
schaftsstarken Städten und den ländlichen Regionen weit-
ab attraktiver Zentren. 

Eine Trendwende ist derzeit nicht in Sicht. Denn vor allem 
junge Landbewohner zieht es zur Ausbildung in die Bal-
lungsräume, in denen sie später auch eher einen Arbeitsplatz 
finden, der ihren Qualifikationen entspricht. Für die ländlichen 
Regionen führt dies zu einem doppelten Verlust. Zum einen 
verlieren sie durch die Abwanderung direkt an Bevölkerung, 
zum anderen gehen mit den jungen Menschen zugleich auch 
die potenziellen Familiengründer, und es fehlt ihnen daher 
an Nachwuchs. 

Große Unbekannte: Zuwanderung

Um die Lücken auf dem Arbeitsmarkt zu füllen, warb die 
DDR einst Kräfte aus den sozialistischen Bruderstaaten an. 
Bis Mitte der 1980er Jahre kamen etwa 500 000 Personen 
in die DDR, unter anderem aus Polen, Ungarn, Algerien, 
Kuba, Mosambik, Angola, Vietnam und China (vgl. Butte-
regge 2005). Ihr Aufenthalt war zeitlich strikt begrenzt und 
der Austausch mit der einheimischen Bevölkerung aus-
drücklich nicht erwünscht. Integration war somit weder po-
litisch gewollt noch fand sie de facto statt. Zur Wende lebten 
nur gut 190 000 Ausländer in der DDR und machten in etwa 
1% der Bevölkerung aus (vgl. Bade und Oltmer 2005). Vie-
le von ihnen kehrten danach auf Wunsch und mit finanziel-
ler Unterstützung der Bundesregierung in ihrer Heimat zu-
rück. Erst im Jahr 1993 beschloss die Regierung des ver-
einten Deutschlands eine Bleiberechtsregelung unter be-
stimmten Voraussetzungen (vgl. DGB Bildungswerk 2005). 

Direkt nach der Wende prägten hauptsächlich Aussiedler 
(seit 1993 Spätaussiedler genannt) die Zuwanderung nach 
Ostdeutschland. Sie bilden heute die mit Abstand größte 
Migrantengruppe in West- und Ostdeutschland. Als einzige 
Gruppe haben sie sich zudem über das ganze Land nieder-
gelassen – auch weil ihre Ansiedlung staatlich gelenkt wur-
de. Dennoch leben in den ostdeutschen Flächenländern bis 
heute lediglich 4 bis 5% Menschen mit Migrationshinter-
grund, gegenüber rund 25% in den meisten Westbundes-
ländern. Sie weisen im Osten deutlich bessere Bildungsab-
schlüsse auf als die einheimische Bevölkerung, können sich 
aber auf dem schwachen Arbeitsmarkt nur schwer behaup-
ten (vgl. Woellert und Klingholz 2014).

Die Einstellungen gegenüber Migranten unterscheiden sich 
ebenfalls. So wird die Aufnahmebereitschaft der einheimi-
schen Bevölkerung in den ostdeutschen Bundesländern als 
geringer eingestuft als in den westdeutschen (vgl. Sachver-
ständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung 2012). Zudem driften die beiden Teile bezüglich 
ihrer Vorbehalte immer weiter auseinander: Während es 2012 
kaum Unterschiede in der Willkommenskultur zwischen Ost- 
und Westdeutschland gab, sagte 2015 nur jeder zweite Ost-
deutsche, dass Zuwanderer in der Bevölkerung willkommen 
seien, während es in Westdeutschland zwei von drei waren 
(vgl. Bertelsmann Stiftung 2015). Bleibt es bei dieser Ten-
denz, kann Zuwanderung kaum als erfolgreiche Strategie zur 
Abfederung des fortgeschrittenen demographischen Wan-
dels in den ostdeutschen Bundesländern dienen.
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